
Recht und Planung

Notizen

Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes

Abb. 1: Umsiedlungsmaßnahmen zum Schutz von besonders geschützten Arten wie der Gelbbauchunke (Bombina varie­
gata) könnten nach dem vorliegenden Kabinettsentwurf zur Novelle des BNatSchG künftig auch ohne Ausnahmen durch­
geführt werden (Foto: Stefan Kostyra/piclease).

(Paul-Bastian Nagel, 06.03.2017) Das Bundes-
kabinett hat am 8. Februar 2017 die Novelle 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 
beschlossen. Darin werden vor allem kleinere 
Änderungen vorgenommen und Zielbestim-
mungen konkretisiert.

•  Der in § 21 BNatSchG geregelte Biotopverbund soll 
bis Ende 2027 eingerichtet sein. Damit wird der Druck 
auf die Länder erhöht, entsprechende Maßnahmen 
umzusetzen, um den Verbund zu etablieren.

•  Naturparke haben mit dem neuen Absatz 2 in § 27 
BNatSchG die Bildung für nachhaltige Entwicklung 
zum Ziel.

•  Die Gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG 
werden um Höhlen und naturnahe Stollen erweitert.

•  Die artenschutzrechtlichen Verbote nach § 44 BNatSchG 
werden bei genehmigten Eingriffen und zulässigen Bau­
vorhaben nach BauGB konkretisiert. 

Dafür soll § 44 Absatz 5 BNatSchG angepasst wer ­ 
den. Maßstab für die Prüfung des Tötungsverbots  
im Anwendungsbereich ist das signifikant erhöhte  
Tötungs­ und Verletzungsrisiko. Voraussetzung ist,  
dass die Beeinträchtigung durch den Eingriff nicht  
vermeidbar ist. Erforderliche Maßnahmen, die zum 
Schutz der Tiere oder ihrer Entwicklungsformen er­
griffen werden und die der Erhaltung der ökolo gi ­
schen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestät­
ten dienen, sind vom Fangverbot ausgenommen. Das 
schließt auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen mit 
ein. Die Freistellung vom Tötungsverbot gemäß § 44 
Absatz 5 Satz 2 BNatSchG ist entfallen, da die bisheri­
ge Regelung nicht mit dem EU-Recht vereinbar war.

Gesetzentwurf
BMUB (= BUndesMinisteriUM für UMwelt, natUrschUtz, 

BaU Und reaktorsicherheit; 2017): Entwurf zum Ge­ 
setz zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes;  
www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Down­
load_PDF/Naturschutz/bnatschg_novelle_bf.pdf.
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http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/bnatschg_novelle_bf.pdf
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/bnatschg_novelle_bf.pdf
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Novelle des Baugesetzbuches

(Paul-Bastian Nagel, 06.03.2017) Das Bundeskabi-
nett hat am 30.11.2016 den Gesetzentwurf zur Um-
setzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebau-
recht und zur Stärkung des neuen Zusammenle-
bens in der Stadt im Baugesetzbuch beschlossen.

Wesentliche Neuerungen sind:

•  Mit der neuen Baugebietskategorie „Urbane Gebiete“ 
in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) soll Kommu­
nen die innerstädtische Nachverdichtung erleichtert 
werden. Dies erfordert auch eine Anpassung der Tech­
nischen Anleitung Lärm (TA Lärm). Das neue Bauge­
biet soll eine höhere Bebauungsdichte ermöglichen.

•  Eine Neuregung soll den Wohnungsbau im Außenbe­
reich erleichtern. Im Zusammenhang bebauter Ortstei­
le können Wohngebiete bis zu einem Hektar im be­
schleunigten Verfahren aufgestellt werden. Bisher war 
das beschleunigte Verfahren nur für Bebauungspläne 
der Innenentwicklung anwendbar, also beispielsweise 
zur Nachverdichtung. Damit sind ein naturschutzrecht­
licher Ausgleich und eine Umweltprüfung für diese 
Planungen nicht erforderlich. Auch die Beteiligung von 
Öffentlichkeit, Behörden und Träger öffentlicher Belan­
ge ist verfahrensrechtlich erleichtert. Erhebliche Um­
weltauswirkungen müssen nichtsdestoweniger ermit­
telt werden, allerdings losgelöst vom entsprechenden 
Verfahren. Sind Natura 2000­Gebiete von der Planung 
betroffen, findet das beschleunigte Verfahren keine 
Anwendung. Die Regelung ist bis Ende 2019 befristet 
und soll helfen, den Wohnraumbedarf zu decken.

•  Mit der Umsetzung der EU-Richtlinie über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung werden neue Anforderungen an 
den Umweltbericht und Pflichten zur Überwachung 
der Umweltauswirkungen von Bebauungsplänen fest­
gelegt. Inhaltlich werden die Umweltbelange um die 
Auswirkungen auf die Fläche sowie die Auswirkungen 
durch schwere Unfälle und Katastrophen erweitert. 
Die Frist zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird auf min­
destens 30 Tage festgelegt. Für die Beteiligung ist ein 
Internetportal des Landes einzurichten, über das die 
relevanten Informationen (Bekanntmachung und aus­
zulegende Unterlagen) zur Verfügung gestellt werden. 
Neben den Umweltauswirkungen sind künftig auch 
die nach § 1a Absatz 3 BauGB festgesetzten Aus­
gleichsmaßnahmen zu überwachen. Die Bestandteile 
des Umweltberichts sind entsprechend der Richtli­
niennovelle angepasst und in Anlage 1 ergänzt wor­
den. An die Dokumentation der Ergebnisse und deren 
Aufbereitung sowie an den Umweltbericht werden  
damit höhere Anforderungen als bisher gestellt.

Abb. 2: Mit der Novelle des Baugesetzbuches soll der 
Wohnungsbau im Zusammenhang bebauter Ortsteile er­
leichtert werden. Wohngebiete bis zu einem Hektar sollen 
künftig im beschleunigten Verfahren ausgewiesen werden 
können (Foto: Wolfgang Wendefeuer/Piclease).

Gesetzentwurf
BMUB (= BUndesMinisteriUM für UMwelt, natUrschUtz,  

BaU Und reaktorsicherheit; 2016): Entwurf eines Geset­
zes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städte­
baurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenle­
bens in der Stadt; www.bundesrat.de/SharedDocs/
drucksachen/2016/0801-0900/806-16.pdf?__blob= 
publicationFile&v=1.

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2016/0801-0900/806-16.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2016/0801-0900/806-16.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2016/0801-0900/806-16.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Verordnung zur guten fachlichen Praxis beim 
Düngen (DüV)

(Paul-Bastian Nagel, 06.03.2017) Mit der am 17.02.2017 vom Bundeskabinett beschlossenen Neuordnung der 
guten fach lichen Praxis beim Düngen (DüV) sollen die Vorgaben der EG-Nitratrichtlinie (91/676/EWG) besser 
um gesetzt werden. Hintergrund ist ein laufendes Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund einer unzureichenden Umsetzung der Richtlinie in der bisherigen Verordnungsfas-
sung von 2006. Insbesondere die hohen Nitratbelastungen der Grund- und Oberflächengewässer sowie  
unzureichende Maßnahmen zur Verbesserung der Belastungssituation geben Anlass für das Verfahren.

Der Entwurf vom 15.02.2017 enthält folgende wesentli­
che Regelungen:

•  Über die Düngebedarfsermittlung soll der Nährstoff­
bedarf der Acker­ und Gemüsekulturen ermittelt wer­
den. Der ermittelte Wert gilt als standortbezogene 
Obergrenze für die Düngung. Die Werte lassen sich 
aus einer Anlage ablesen, müssen hinsichtlich des tat­
sächlichen Ertragsniveaus der letzten drei Jahre aber 
überprüft und gegebenenfalls angepasst werden.

•  Phosphat-Düngungen dürfen ab 2018 einen Über­
schuss von zunächst 20 kg pro Hektar und Jahr bezie­
hungsweise 10 kg pro Hektar und Jahr ab 2023 nicht 
überschreiten.

•  Nitrat-Düngungen dürfen ab 2018 einen Überschuss von 
zunächst 60 kg pro Hektar und Jahr beziehungsweise 
50 kg pro Hektar und Jahr ab 2020 nicht überschreiten.

•  Stickstoff­Düngungen aus organischen und organisch­
mineralischen Düngemitteln sowie Gärrückstände aus 
Biogasanlagen dürfen in der Summe 170 kg Stickstoff 
pro Hektar und Jahr nicht überschreiten.

•  Für die Ausbringungen von Dünger im Winter gelten 
längere Sperrfristen. Erstmalig werden auch Sperrfris­
ten für Festmist und Kompost eingeführt.

•  Phosphat­ und Stickstoff­Düngemittel dürfen auf 
einem 1 m breiten Gewässerrandstreifen nicht aus­
gebracht werden (ohne Grenzstreueinrichtung: 4 m). 
Eine Ausbringung auf überschwemmten, wasserge­
sättigten, gefrorenen und von Schnee bedeckten  
Flächen ist verboten.

•  Für Wirtschaftsdünger sind einheitliche Vorgaben für 
die Lagerkapazitäten vorgesehen. Etwa für Gülle müs­
sen Kapazitäten geschaffen werden, die eine Lage­
rung von mindestens sechs Monaten gewährleisten.

•  Die Länder werden verpflichtet, in Gebieten mit hoher Ni­
tratbelastung sowie in Gebieten, in denen stehende oder 
langsam fließende oberirdische Gewässer durch Phos­
phat, das nachweislich aus der Landwirtschaft stammt, 
eutrophiert sind, mindestens drei zusätzliche Maßnah­
men aus einem vorgegebenen Katalog zu erlassen.

Abb. 3: Die neue Düngeverordnung (DÜV) soll insbesonde  
re die Stickstoff­ und Phosphat­Belastungen der Grund­ 
und Oberflächengewässer reduzieren. Nicht auf den Bo­
den gerichtete Ausbringungstechniken von Gülle wie in 
diesem Beispiel sind nach dem Referentenentwurf nur bis 
zu einem Abstand von 4 m zum Böschungsrand von Ge­
wässern erlaubt (Foto: Karl­Heinz Altmann/Piclease).

71   39(1), 2017

Weiteres Verfahren nach Angaben des Bundesministe­
riums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL):

Der Bundestag hat am 16. Februar 2017 in der 2. und 3. 
Lesung für die Reform des Düngegesetzes gestimmt. 
Die Änderung des Düngegesetzes ist Voraussetzung 
für die Novelle der Düngeverordnung. Das Düngegesetz 
soll am 10. März 2017, die Novelle der Düngeverord­
nung am 31. März 2017 im Bundesrat verabschiedet 
werden.

Gesetzentwurf
BMel (= BUndesMinisteriUM für ernährUng Und landwirt-

schaft, 2017): Verordnung zur Neuordnung der guten 
fachlichen Praxis beim Düngen; www.bundesrat.de/
SharedDocs/drucksachen/2017/0101­0200/148­17.
pdf?__blob=publicationFile&v=1.

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0101-0200/148-17.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0101-0200/148-17.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0101-0200/148-17.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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